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Text

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Verwaltungsgericht Wien hat durch seinen Richter Mag. Romano über die Beschwerde der Frau L. W. gegen den

Bescheid der Landespolizeidirektion Wien, Verkehrsamt, vom 09.07.2014, Zl. F 9892/VA/12,

zu Recht erkannt:

I. Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG wird der Beschwerde keine Folge gegeben und der angefochtene Bescheid

bestätigt.römisch eins. Gemäß Paragraph 28, Absatz eins, VwGVG wird der Beschwerde keine Folge gegeben und der

angefochtene Bescheid bestätigt.

II. Gegen dieses Erkenntnis ist gemäß § 25a VwGG eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art.

133 Abs. 4 B-VG unzulässig.römisch zwei. Gegen dieses Erkenntnis ist gemäß Paragraph 25 a, VwGG eine ordentliche

Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Artikel 133, Absatz 4, B-VG unzulässig.

Entscheidungsgründe

Der Beschwerde gezogene Bescheid enthält folgenden wesentlichen Spruch:

„Die Landespolizeidirektion Wien – Verkehrsamt – befristet gemäß § 24 Abs. 1 ZiDer 2 Führerscheingesetz 1997

aufgrund des ärztlichen Gutachtens (§ 8 Abs. 3 FSG 1997) die für die Klasse (n) A, AM und B erteilte Lenkberechtigung

bis zum 3.7.2015.„Die Landespolizeidirektion Wien – Verkehrsamt – befristet gemäß Paragraph 24, Absatz eins, ZiDer 2

Führerscheingesetz 1997 aufgrund des ärztlichen Gutachtens (Paragraph 8, Absatz 3, FSG 1997) die für die Klasse (n) A,

AM und B erteilte Lenkberechtigung bis zum 3.7.2015.

…“

Begründend wurde festgehalten, die Beschwerdeführerin sei laut amtsärztlichen Gutachten vom 3.7.2014 zum Lenken

von Kraftfahrzeugen nur bedingt geeignet, weshalb eine Nachuntersuchung in einem Jahr erforderlich sei. Verwiesen

wurde auf eine Katarakt-Operation beider Augen, Makuladegeneration seit 2010 und einen grenzwertigen Visus.

In der dagegen fristgerecht eingebrachten Beschwerde verweist die Beschwerdeführerin auf den Umstand, sie habe

eine Augenoperation äußerst erfolgreich absolviert, es bestehe daher keine Veranlassung, die Lenkberechtigung für

ein Jahr zu befristen. Sie führt weiters aus, der begutachtende Amtsarzt sei kein Augenfacharzt.

Beweis wurde erhoben vorerst durch Einsicht in den vorgelegten Verwaltungsakt. Dafür wurde festgestellt, dass bei

der Beschwerdeführerin laut Augenbefund vom 10.4.2014 (Bl. 67) eine Makuladegeneration beider Augen vorliegt.
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Es wurde sodann ein Amtssachverständiger des Magistrates der Stadt Wien, Magistratsabteilung 15 –

Gesundheitsdienste Stadt Wien, Gruppe medizinische Begutachtungen, Amts-und fachärztliche Begutachtungsstelle

um Stellungnahme zu folgenden Fragen gebeten:

.) Liegt auf Grund der erhobenen Befunde eine fortschreitende Krankheit der

Augen vor?

.) Kann gegebenenfalls eine Stabilisierung eintreten oder

.) ist diese bereits eingetreten und

.) sind Nachuntersuchungen erforderlich?

Der solcherart beauftragte Amtssachverständiger hat sich jedoch zur Klärung dieser Fragen außer Stande erklärt, da

die Beschwerdeführerin die vorgesehenen Untersuchungsterminen für den 10.12.2014 und den 9.1.2015

unberücksichtigt gelassen hat.

Dazu wurde erwogen:

§3 Abs. 1 Z. 3 FSG lautet:§3 Absatz eins, Ziffer 3, FSG lautet:

“Eine Lenkberechtigung darf nur Personen erteilt werden, die:

1. ... ... ...

... ... ...

3. gesundheitlich geeignet sind, ein Kraftfahrzeug zu lenken (§§ 8 und 9), ...“3. gesundheitlich geeignet sind, ein

Kraftfahrzeug zu lenken (Paragraphen 8 und 9), ...“

§ 8 Abs. 1, 2 und 3 FSG lautet:Paragraph 8, Absatz eins, 2 und 3 FSG lautet:

“Gesundheitliche Eignung

(1) Vor der Erteilung einer Lenkberechtigung hat der Antragsteller der Behörde ein ärztliches Gutachten vorzulegen,

daß er zum Lenken von Kraftfahrzeugen gesundheitlich geeignet ist. Das ärztliche Gutachten hat auszusprechen, für

welche Klassen von Lenkberechtigungen der Antragsteller gesundheitlich geeignet ist, darf im Zeitpunkt der

Entscheidung nicht älter als 18 Monate sein und ist von einem in die Ärzteliste eingetragenen sachverständigen Arzt

gemäß § 34 zu erstellen. (1) Vor der Erteilung einer Lenkberechtigung hat der Antragsteller der Behörde ein ärztliches

Gutachten vorzulegen, daß er zum Lenken von Kraftfahrzeugen gesundheitlich geeignet ist. Das ärztliche Gutachten

hat auszusprechen, für welche Klassen von Lenkberechtigungen der Antragsteller gesundheitlich geeignet ist, darf im

Zeitpunkt der Entscheidung nicht älter als 18 Monate sein und ist von einem in die Ärzteliste eingetragenen

sachverständigen Arzt gemäß Paragraph 34, zu erstellen.

(2) Sind zur Erstattung des ärztlichen Gutachtens besondere Befunde oder im Hinblick auf ein verkehrspsychologisch

auDälliges Verhalten eine Stellungnahme einer verkehrspsychologischen Untersuchungsstelle erforderlich, so ist das

ärztliche Gutachten von einem Amtsarzt zu erstellen; der Antragsteller hat diese Befunde oder Stellungnahmen zu

erbringen. Wenn im Rahmen der amtsärztlichen Untersuchung eine sichere Entscheidung im Hinblick auf die

gesundheitliche Eignung nicht getroffen werden kann, so ist erforderlichenfalls eine Beobachtungsfahrt anzuordnen.

(3) Das ärztliche Gutachten hat abschließend auszusprechen:

„geeignet”, „bedingt geeignet”, „beschränkt geeignet” oder „nicht geeignet”. Ist der Begutachtete nach dem ärztlichen

Befund

1. gesundheitlich zum Lenken von Kraftfahrzeugen einer oder mehrerer Klassen ohne Einschränkung geeignet, so hat

das Gutachten „geeignet” für diese Klassen zu lauten;

2. zum Lenken von Kraftfahrzeugen einer oder mehrerer Klassen nur unter der Voraussetzung geeignet, dass er

Körperersatzstücke oder Behelfe oder dass er nur Fahrzeuge mit bestimmten Merkmalen verwendet oder dass er sich

ärztlichen Kontrolluntersuchungen unterzieht, so hat das Gutachten “bedingt geeignet” für die entsprechenden

Klassen zu lauten und Befristungen, AuQagen oder zeitliche, örtliche oder sachliche Beschränkungen der Gültigkeit
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anzuführen, unter denen eine Lenkberechtigung ohne Gefährdung der Verkehrssicherheit erteilt werden kann; dies gilt

auch für Personen, deren Eignung nur für eine bestimmte Zeit angenommen werden kann und bei denen

amtsärztliche Nachuntersuchungen erforderlich sind;

3. zum Lenken nur eines bestimmten Fahrzeuges nach § 2 Z 24 KFG 1967 geeignet, so hat das Gutachten „beschränkt

geeignet” zu lauten und anzugeben, durch welche körperlichen Beeinträchtigungen die Eignung beschränkt ist und in

welcher Form diese körperlichen Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können; 3. zum Lenken nur eines

bestimmten Fahrzeuges nach Paragraph 2, ZiDer 24, KFG 1967 geeignet, so hat das Gutachten „beschränkt geeignet”

zu lauten und anzugeben, durch welche körperlichen Beeinträchtigungen die Eignung beschränkt ist und in welcher

Form diese körperlichen Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können;

4. zum Lenken von Kraftfahrzeugen einer oder mehrerer Klassen nicht geeignet, so hat das Gutachten „nicht geeignet”

für die entsprechenden Klassen zu lauten. “

§ 24 Abs. 1 FSG lautet:Paragraph 24, Absatz eins, FSG lautet:

“Besitzern einer Lenkberechtigung, bei denen die Voraussetzungen für die Erteilung der Lenkberechtigung (§ 3 Abs. 1 Z

2 bis 4) nicht mehr gegeben sind, ist von der Behörde entsprechend den Erfordernissen der Verkehrssicherheit

“Besitzern einer Lenkberechtigung, bei denen die Voraussetzungen für die Erteilung der Lenkberechtigung (Paragraph

3, Absatz eins, ZiDer 2 bis 4) nicht mehr gegeben sind, ist von der Behörde entsprechend den Erfordernissen der

Verkehrssicherheit

1. die Lenkberechtigung zu entziehen oder

2. die Gültigkeit der Lenkberechtigung durch AuQagen, Befristungen oder zeitliche, örtliche oder sachliche

Beschränkungen einzuschränken. Diesfalls ist gemäß § 13 Abs. 5 ein neuer Führerschein auszustellen. 2. die Gültigkeit

der Lenkberechtigung durch AuQagen, Befristungen oder zeitliche, örtliche oder sachliche Beschränkungen

einzuschränken. Diesfalls ist gemäß Paragraph 13, Absatz 5, ein neuer Führerschein auszustellen.

Für den Zeitraum einer Entziehung der Lenkberechtigung für die Klassen A, B oder F ist auch das Lenken von

vierrädrigen Leichtkraftfahrzeugen unzulässig, es sei denn es handelt sich

1. um eine Entziehung gemäß § 24 Abs. 3 achter Satz oder 1. um eine Entziehung gemäß Paragraph 24, Absatz 3,

achter Satz oder

2. um eine Entziehung der Klasse A mangels gesundheitlicher Eignung, die ausschließlich mit dem Lenken von

einspurigen Kraftfahrzeugen zusammenhängt. “

§ 25 Abs. 1 und 2 FSG lautet:Paragraph 25, Absatz eins und 2 FSG lautet:

“(1) Bei der Entziehung ist auch auszusprechen, für welchen Zeitraum die Lenkberechtigung entzogen wird. Dieser ist

auf Grund der Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens festzusetzen. Endet die Gültigkeit der Lenkberechtigung vor dem

Ende der von der Behörde prognostizierten Entziehungsdauer, so hat die Behörde auch auszusprechen, für welche

Zeit nach Ablauf der Gültigkeit der Lenkberechtigung keine neue Lenkberechtigung erteilt werden darf.

(2) Bei einer Entziehung wegen mangelnder gesundheitlicher Eignung ist die Dauer der Entziehung auf Grund des

gemäß § 24 Abs. 4 eingeholten Gutachtens für die Dauer der Nichteignung festzusetzen. “(2) Bei einer Entziehung

wegen mangelnder gesundheitlicher Eignung ist die Dauer der Entziehung auf Grund des gemäß Paragraph 24, Absatz

4, eingeholten Gutachtens für die Dauer der Nichteignung festzusetzen. “

§ 3 FSG-GV lautet: Paragraph 3, FSG-GV lautet:

„Als zum Lenken von Kraftfahrzeugen einer bestimmten Fahrzeugklasse im Sinne des § 8 FSG gesundheitlich geeignet

gilt, wer für das sichere Beherrschen dieser Kraftfahrzeuge und das Einhalten der für das Lenken dieser Kraftfahrzeuge

geltenden Vorschriften„Als zum Lenken von Kraftfahrzeugen einer bestimmten Fahrzeugklasse im Sinne des Paragraph

8, FSG gesundheitlich geeignet gilt, wer für das sichere Beherrschen dieser Kraftfahrzeuge und das Einhalten der für

das Lenken dieser Kraftfahrzeuge geltenden Vorschriften
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1.

die nötige körperliche und psychische Gesundheit besitzt,

2.

die nötige Körpergröße besitzt,

3.

ausreichend frei von Behinderungen ist und

4.

aus ärztlicher Sicht über die nötige kraftfahrspezifische Leistungsfähigkeit verfügt.

Kraftfahrzeuglenker müssen die für ihre Gruppe erforderlichen gesundheitlichen Voraussetzungen gemäß den

nachfolgenden Bestimmungen erfüllen. Um die gesundheitliche Eignung nachzuweisen, ist der Behörde ein ärztliches

Gutachten gemäß § 8 Abs. 1 oder 2 FSG vorzulegen.Kraftfahrzeuglenker müssen die für ihre Gruppe erforderlichen

gesundheitlichen Voraussetzungen gemäß den nachfolgenden Bestimmungen erfüllen. Um die gesundheitliche

Eignung nachzuweisen, ist der Behörde ein ärztliches Gutachten gemäß Paragraph 8, Absatz eins, oder 2 FSG

vorzulegen.

?        (2) Die ärztliche Untersuchung ist in der Regel mit den einem Arzt für Allgemeinmedizin üblicherweise zur

Verfügung stehenden Untersuchungsbehelfen durchzuführen. Die Untersuchung umfaßt jedenfalls

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1.

die Erhebung der Krankheitsgeschichte, bezogen auf die gesundheitliche Eignung zum Lenken von Kraftfahrzeugen;

2.

den Gesamteindruck - zusammengesetzt aus Motorik, Mimik, Gestik, Koordination und Sprachvermögen;



3.

die Größe und das Gewicht;

4.

eine Sehschärfenkontrolle ohne Sehbehelf sowie eine grobe Überprüfung des Gesichtsfeldes; falls die angegebenen

Mindestsehschärfen unterschritten werden, zusätzlich eine Sehschärfekontrolle mit Sehbehelf. Bei Brillenträgern der

Gruppe 2 ist die Brillenstärke zu bestimmen; wenn dem sachverständigen Arzt die erforderlichen

Untersuchungsbehelfe nicht zur Verfügung stehen, ist eine Brillenglasbestimmung eines Augenoptikers oder ein

augenfachärztlicher Befund beizubringen; die Brillenglasbestimmung oder der augenfachärztliche Befund dürfen zum

Zeitpunkt der Untersuchung nicht älter als sechs Monate sein;

5.

einen Hörtest mit Konversationssprache (ein Meter für Lenker der Gruppe 1, sechs Meter für Lenker der Gruppe 2);

6.

eine Herzkreislaufkontrolle durch Blutdruckmessung und Pulszählung;

7.

eine Kontrolle der Beweglichkeit der Extremitäten (insbesondere durch Kniebeugen, seitliches Bewegen der Arme,

Griffunktion beider Hände);

8.

eine Überprüfung auf Tremor.

?        (3) Ergibt sich aus der Vorgeschichte oder anläßlich der Untersuchung der Verdacht auf das Vorliegen eines

Zustandes, der die Eignung zum Lenken von Kraftfahrzeugen einschränken oder ausschließen würde, so ist

gegebenenfalls die Vorlage allfälliger fachärztlicher oder verkehrspsychologischer Stellungnahmen zu verlangen. Diese

Stellungnahmen sind bei der Gesamtbeurteilung zu berücksichtigen und im Gutachten in geeigneter Weise zu

bewerten, wobei die zusätzlichen Risiken und Gefahren, die mit dem Lenken von Kraftfahrzeugen der Gruppe 2

verbunden sind, besonders zu berücksichtigen sind.

?        (4) Besitzer einer Lenkberechtigung, bei denen Erkrankungen oder Behinderungen festgestellt wurden, die nach

den nachfolgenden Bestimmungen die Eignung zum Lenken von Kraftfahrzeugen ausschließen würden, gelten dann

als geeignet zum Lenken von Kraftfahrzeugen der Gruppe 1, wenn sie

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1.

während der, der Feststellung der Erkrankung oder Behinderungen unmittelbar vorangehenden zwei Jahre

Kraftfahrzeuge tatsächlich gelenkt haben und

2.



die Annahme gerechtfertigt ist, daß ein Ausgleich des bestehenden Mangels durch erlangte Geübtheit eingetreten ist.

Der Eintritt dieses Ausgleichs und die Dauer des Vorliegens dieser Eignung ist durch das ärztliche Gutachten

nötigenfalls im Zusammenhang mit einer Beobachtungsfahrt festzustellen und darf nur auf höchstens fünf Jahre

ausgesprochen werden. Bestehen trotz der durchgeführten Beobachtungsfahrt noch Bedenken über die Eignung des

zu Untersuchenden, ist zusätzlich eine verkehrspsychologische Stellungnahme zu seiner kraftfahrspeziTschen

Leistungsfähigkeit einzuholen.

?        (5) Personen mit einer fortschreitenden Erkrankung kann eine Lenkberechtigung befristet erteilt oder belassen

werden unter der AuQage ärztlicher Kontrolluntersuchungen und amtsärztlicher Nachuntersuchungen. Die AuQage

kann aufgehoben werden, sobald sich die Erkrankung oder Behinderung stabilisiert hat.“

“Wird der in § 7 Abs. 2 Z 1 lit. a geforderte Visus von Lenkern von Kraftfahrzeugen der Gruppe 1 nur mit Korrektur

erreicht, so ist die Verwendung eines entsprechenden Sehbehelfes beim Lenken eines Kraftfahrzeuges vorzuschreiben.

Lochbrillen (stenopäische Brillen) dürfen nicht verwendet werden und Zylindergläser dürfen nicht kreisrund sein.

““Wird der in Paragraph 7, Absatz 2, ZiDer eins, Litera a, geforderte Visus von Lenkern von Kraftfahrzeugen der Gruppe

1 nur mit Korrektur erreicht, so ist die Verwendung eines entsprechenden Sehbehelfes beim Lenken eines

Kraftfahrzeuges vorzuschreiben. Lochbrillen (stenopäische Brillen) dürfen nicht verwendet werden und Zylindergläser

dürfen nicht kreisrund sein. “

In seinem Erkenntnis vom 20.4.2004, Geschäftszahl 2003/11/0315 hat der Verwaltungsgerichtshof zur aufgeworfenen

Problematik ausgeführt:

„Fortschreitende Erkrankungen werden im § 3 Abs. 5 FSG-GV 1997 allgemein, hinsichtlich der Augenerkrankungen im §

8 Abs. 2 FSG-GV 1997 geregelt. In § 11 FSG-GV 1997 Tnden sich Bestimmungen zur Zuckerkrankheit. Hinsichtlich

fortschreitender Erkrankungen enthalten weder § 8 FSG-GV 1997 noch § 11 FSG-GV 1997 von § 3 Abs. 5 zweiter Satz

abweichende Spezialabestimmungen. § 3 Abs. 5 zweiter Satz FSG-GV 1997 regelt, dass eine Stabilisierung der

Erkrankung oder Behinderung die Grundlage für die Aufhebung der bei der befristeten Erteilung oder Belassung der

Lenkberechtigung zu verfügenden AuQagen bildet. Damit ist im gegebenen Zusammenhang nicht schon eine

vorübergehende, sondern eine dauerhafte Stabilisierung einer ihrer Art nach als fortschreitende Erkrankung

anzusehenden Krankheit gemeint. Diese muss also derart zum Stillstand gekommen sein, dass nach dem

medizinischen Wissensstand keine weitere Verschlechterung zu befürchten ist. Nur dann kann von einer Befristung

Abstand genommen werden, ohne eine vorhersehbare Gefährdung der Verkehrssicherheit in Kauf zu nehmen. Es ist

somit Sache des medizinischen Sachverständigen darzutun, ob bei der betreDenden Erkrankung nach den

Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft eine Stabilisierung im besagten Sinn überhaupt in Betracht kommt und

unter welchen Voraussetzungen eine solche Stabilisierung angenommen werden kann. Bei Eintritt einer Stabilisierung

im besagten Sinn liegt keine fortschreitende Erkrankung gemäß § 3 Abs. 5 FSG-GV 1997 (mehr) vor. In einem solchen

Fall ist bei der Erteilung der Lenkberechtigung deren gleichzeitige Befristung (d.i. die Versagung einer

Lenkberechtigung für die Zeit nach dem angenommenen Fristende hinaus) unter AuQage von Kontrolluntersuchungen

und Nachuntersuchungen unzulässig.“„Fortschreitende Erkrankungen werden im Paragraph 3, Absatz 5, FSG-GV 1997

allgemein, hinsichtlich der Augenerkrankungen im Paragraph 8, Absatz 2, FSG-GV 1997 geregelt. In Paragraph 11, FSG-

GV 1997 Tnden sich Bestimmungen zur Zuckerkrankheit. Hinsichtlich fortschreitender Erkrankungen enthalten weder

Paragraph 8, FSG-GV 1997 noch Paragraph 11, FSG-GV 1997 von Paragraph 3, Absatz 5, zweiter Satz abweichende

Spezialabestimmungen. Paragraph 3, Absatz 5, zweiter Satz FSG-GV 1997 regelt, dass eine Stabilisierung der

Erkrankung oder Behinderung die Grundlage für die Aufhebung der bei der befristeten Erteilung oder Belassung der

Lenkberechtigung zu verfügenden AuQagen bildet. Damit ist im gegebenen Zusammenhang nicht schon eine

vorübergehende, sondern eine dauerhafte Stabilisierung einer ihrer Art nach als fortschreitende Erkrankung

anzusehenden Krankheit gemeint. Diese muss also derart zum Stillstand gekommen sein, dass nach dem

medizinischen Wissensstand keine weitere Verschlechterung zu befürchten ist. Nur dann kann von einer Befristung

Abstand genommen werden, ohne eine vorhersehbare Gefährdung der Verkehrssicherheit in Kauf zu nehmen. Es ist

somit Sache des medizinischen Sachverständigen darzutun, ob bei der betreDenden Erkrankung nach den

Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft eine Stabilisierung im besagten Sinn überhaupt in Betracht kommt und

unter welchen Voraussetzungen eine solche Stabilisierung angenommen werden kann. Bei Eintritt einer Stabilisierung

im besagten Sinn liegt keine fortschreitende Erkrankung gemäß Paragraph 3, Absatz 5, FSG-GV 1997 (mehr) vor. In

einem solchen Fall ist bei der Erteilung der Lenkberechtigung deren gleichzeitige Befristung (d.i. die Versagung einer
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Lenkberechtigung für die Zeit nach dem angenommenen Fristende hinaus) unter AuQage von Kontrolluntersuchungen

und Nachuntersuchungen unzulässig.“

Bei der Makuladegeneration handelt es sich notorisch und aus einschlägigen Publikationen regelmäßig nachvollziehbar

um eine fortschreitende Erkrankung, für die es keine eindeutige Prognose gibt. Weitere – personsbezogene -

Feststellungen konnten seitens des beigezogenen Amtssachverständigen nicht getroDen werden, da die

Beschwerdeführerin diesbezüglichen Erwartungen ohne Angabe eines dafür maßgeblichen Grundes keine Folge

geleistet hat. Es ist daher unter Berücksichtigung der Bestimmung des § 3 Abs. 5 FSG-GV zwingend mit Befristung der

erteilten Lenkberechtigung vorzugehen, so dass der Beschwerde spruchgemäß der Erfolg zu versagen und mit

Bestätigung des angefochtenen Bescheides vorzugeben war.Bei der Makuladegeneration handelt es sich notorisch und

aus einschlägigen Publikationen regelmäßig nachvollziehbar um eine fortschreitende Erkrankung, für die es keine

eindeutige Prognose gibt. Weitere – personsbezogene - Feststellungen konnten seitens des beigezogenen

Amtssachverständigen nicht getroDen werden, da die Beschwerdeführerin diesbezüglichen Erwartungen ohne Angabe

eines dafür maßgeblichen Grundes keine Folge geleistet hat. Es ist daher unter Berücksichtigung der Bestimmung des

Paragraph 3, Absatz 5, FSG-GV zwingend mit Befristung der erteilten Lenkberechtigung vorzugehen, so dass der

Beschwerde spruchgemäß der Erfolg zu versagen und mit Bestätigung des angefochtenen Bescheides vorzugeben war.

Die ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage im Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG zu beurteilen war, der

grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung. Weiters ist die dazu

vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Ebenfalls liegen

keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.Die ordentliche Revision

ist unzulässig, da keine Rechtsfrage im Sinne des Artikel 133, Absatz 4, B-VG zu beurteilen war, der grundsätzliche

Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung. Weiters ist die dazu vorliegende Rechtsprechung

des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Ebenfalls liegen keine sonstigen Hinweise auf

eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.
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